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Einführung Das	 Schulrecht	 fällt	 sowohl	 bezüglich	 der	 Gesetzgebungskompe‐tenz	als	auch	hinsichtlich	seiner	verwaltungsmäßigen	Anwendung	in	die	ausschließliche	Zuständigkeit	der	einzelnen	Bundesländer.	Im	Rahmen	der	mit	dieser	Schrift	beabsichtigten	Einführung	muss	auf	 eine	 differenzierte,	 die	 Besonderheiten	 der	 Regelungen	 der	verschiedenen	 Bundesländer	 berücksichtigende	 Darstellung	 aus	Gründen	der	Übersichtlichkeit	verzichtet	werden,	es	soll	lediglich	ein	 Überblick	 über	 die	 zentralen	 Rechts‐	 und	 Problembereiche	insbesondere	 des	 Rechtsverhältnisses	 des	 Schülers	 zur	 Schule	gegeben	 werden,	 das	 grundsätzlich	 in	 allen	 Bundesländern	 ver‐gleichbar	ist.	Daneben	 werden	 die	 Rechtsbeziehungen	 zwischen	 Schule	 und	Eltern	 sowohl	 individuell	 als	 auch	 kollektiv	 sowie	 die	 Beteili‐gungsrechte	 von	 Schülern	 und	 Lehrkräften	 dargestellt.	 Ferner	folgen	–	als	Beitrag	zur	aktuellen	Diskussion	um	die	Erweiterung	der	 Selbstständigkeit	 von	 Schule	 –	 einige	 Ausführungen	 zur	selbstständiger	 werdenden	 Schule	 und	 deren	 Verhältnis	 zur	Schulaufsicht.	In	weiteren	Abschnitten	werden	auf	der	Grundlage	des	Beamten‐statusgesetzes	ȋBeamtStGȌ	und	des	Tarifvertrags	der	Länder	ȋTV‐LȌ	die	bundeseinheitlichen	Grundzüge	der	Statusrechte	der	Lehrkräfte	und	auf	der	Grundlage	des	Art.	͹	Abs.	Ͷ	und	ͷ	GG	die	der	Schulen	in	freier	Trägerschaft	vorgestellt.	Zur	Veranschaulichung	der	für	den	Schulbereich	geltenden	Rege‐lungen	wird	ergänzend	auf	das	 folgende	Schaubild	verwiesen,	 in	dem	die	verschiedenen	für	die	Schule	geltenden	Normen	und	ihre	hierarchische	Zuordnung	dargestellt	werden.	
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Hierarchieübersicht der für die Schule geltenden Normen 

 

 
Bundes-
tag und 

Landtag 

 
 

Kultusministerium 

 
 

Kultusministerium 

 
 

Obere und Untere  

Schulaufsichtsbehörden 

 

Schulen 

Grundgesetz 
Landesverfassung 

Gesetze 

Verordnungen 

Erlasse, 
Richtlinien,  
Verwaltungsvorschrift, 
Handreichung 

Verfügung 

 
Konferenz-
beschluss, 
Weisung 

Verfassung 

 

Beamtenstatusgesetz, Verwaltungsverfah- 
 rensgesetz, Landesschulgesetz, Landes- 
 beamtengesetz, Landespersonalvertre- 
  tungsgesetz, Allgemeines Gleichbe- 
   rechtigungsgesetz, Strafgesetzbuch,  
   Bürgerliches Gesetzbuch, Ordnungs- 
    widrigkeitengesetz 

Schulordnung, Dienstordnung, 
schulformbezogene Verordnung 

Erlassregelungen über 
Schulwanderungen, 
Aufsicht oder Ähnliches 
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Das Schulverhältnis Bis	Mitte	der	͹Ͳer‐Jahre	des	vorigen	Jahrhunderts	wurde	das	Ver‐hältnis	 des	 Schülers	 zur	 Anstalt	 Schule	 als	 sog.	 besonderes	 Ge‐waltverhältnis	 begriffen	mit	 der	Folge,	 dass	 sich	der	 Schüler	mit	Eintritt	 in	die	Anstalt	Schule	einer	Anstaltsordnung,	die	heute	als	Schulordnung	zu	bezeichnen	ist,	unterwarf,	die	ihm	innerhalb	des	Schulbetriebs	 nicht	 die	 Geltendmachung	 eigener	 Rechte,	 auch	nicht	seiner	Grundrechte	erlaubte.	Diese	Auffassung	kann	spätes‐tens	seit	Ende	der	͹Ͳer‐Jahre	als	überholt	angesehen	werden.	Heute	 kann,	 vorangetrieben	 durch	 die	 Rechtsprechung	 des	 Bun‐desverfassungsgerichts	 und	 vieler	 Verwaltungsgerichte,	 als	 gesi‐cherte	 Erkenntnis	 eines	 rechtsstaatlichen	 Bewusstseins	 von	 der	Rechtssubjektivität	des	Schülers	auch	in	der	Anstalt	Schule	ausge‐gangen	werden.	Dementsprechend	wird	heute	 von	 einem	öffent‐lich‐rechtlichen	Rechte‐	 und	Pflichtenverhältnis	des	 Schülers	 zur	Schule	gesprochen.	Dies	bedeutet	zunächst	insbesondere,	dass	der	Schüler	wie	seither	seine	 Schulpflicht	 zu	 erfüllen	 hat	 und	 während	 dieser	 Zeit	 alle	pflichtmäßigen	Schulveranstaltungen	zu	besuchen	hat.	Aber	auch	nach	Erfüllung	der	Schulpflicht	ist	der	Schüler,	der	eine	weiterfüh‐rende	Schule	besucht,	verpflichtet,	regelmäßig	am	Unterricht	teil‐zunehmen	und	alle	sonstigen	verbindlichen	Schulveranstaltungen	zu	besuchen.	Darüber	hinaus	 formulieren	eine	Reihe	von	Landesschulgesetzen	zur	näheren	Beschreibung	des	öffentlich‐rechtlichen	Rechte‐	und	Pflichtenverhältnisses	 des	 einzelnen	 Schülers	 typische	 Pflichten,	die	der	Schüler	im	Rahmen	des	Schulverhältnisses	zu	befolgen	hat.	Hierzu	werden	–	ohne	Anspruch	auf	Vollständigkeit	–	genannt:	
― Regelmäßige	Teilnahme	am	Unterricht	
― Vorbereitung	auf	den	Unterricht	
― Regelmäßige	Teilnahme	an	pflichtmäßigen	Schulveranstaltungen	
― Regelmäßige	Teilnahme	an	gewählten	Ganztagsangeboten	
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― Anfertigung	der	erforderlichen	Arbeiten	
― Erledigung	der	Hausaufgaben	
― Einhaltung	der	Schulordnung	
― Befolgung	der	Weisungen	der	Lehrkräfte	des	Personals	
― Befolgung	der	Weisungen	des	Betreuungspersonals	In	Ergänzung	dieser	beispielhaft	 in	den	Landesschulgesetzen	 ge‐nannten	Pflichten,	die	die	Schüler	zu	erfüllen	haben,	ist	die	einzel‐ne	 Schule	 berechtigt,	 im	 Rahmen	 ihrer	 Organisationsgewalt	 von	den	 dafür	 zuständigen	 innerschulischen	 Mitwirkungsgremien	 –	meist	der	Schulkonferenz,	 in	der	Vertreter	der	Lehrkräfte,	Eltern	und	Schüler	 gemeinsam	über	grundlegende	Angelegenheiten	der	Schule	Beschlüsse	 fassen	können	–	weitergehende	Detailregelun‐gen	zu	 treffen.	Dies	geschieht	 regelmäßig	 in	Form	sog.	Schulord‐nungen,	die	in	der	Mehrzahl	der	Fälle	nur	sprachlich	weiterentwi‐ckelte	 Anstaltsordnungen	 darstellen,	 indem	 sie	 wie	 bisher	 aus‐schließlich	Verhaltensregeln	 für	die	Schüler	beinhalten.	Lediglich	in	 vergleichsweise	 wenigen	 Schulen	 sind	 diese	 klassischen	 An‐staltsordnungen	 durch	 modernere	 Regelwerke	 in	 Gestalt	 sog.	Schulkulturen	 abgelöst	 worden.	 Diese	 Schulkulturen	 gelten	 für	alle	Mitglieder	der	Schulgemeinde,	auf	ihre	Einhaltung	wird	jedes	Mitglied	der	Schulgemeinde	schriftlich	verpflichtet	Verstöße	gegen	die	Schulpflicht	können	als	Ordnungswidrigkeiten	nach	 den	 Bestimmungen	 des	 jeweiligen	 Landesschulgesetzes;	Verstöße	 gegen	 sonstige	 Pflichten	 aus	 dem	 Schulverhältnis	 kön‐nen	mit	 pädagogischen	 Maßnahmen	 oder	 Ordnungsmaßnahmen	geahndet	werden.	Neben	diesen	traditionell	bestehenden	Pflichten	des	Schülers	be‐sitzt	dieser	aber	auch	 innerhalb	der	Schule	eigene	Rechte,	 insbe‐sondere	die	bereits	genannten	Grundrechte	aus	den	Art.	ͳʹ	und	ʹ	GG.	Hieraus	 folgt	 für	die	 Schule	und	 alle	 in	 ihr	 tätigen	Personen,	dass	 sie	 von	 der	 rechtsstaatlich	 selbstverständlichen	 Grundlage	ihres	 Handelns	 auszugehen	 hat,	 dass	 jeder	 einzelne	 Schüler	 auf	Grund	 seiner	 Rechtssubjektivität	 auch	 in	 der	 Schule	 deren	 Ent‐scheidungen	 nicht	 widerspruchslos	 hinzunehmen	 braucht	 und	
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dass	die	Eltern	berechtigt	sind,	in	Vertretung	ihrer	Kinder	schuli‐sche	Entscheidungen	überprüfen	zu	lassen.	Die	 Rechtsnatur	 der	 Schule	 selbst	 ist	 wie	 andere	 Einrichtungen	der	öffentlichen	Verwaltung	die	einer	nicht‐rechtsfähigen	Anstalt	des	öffentlichen	Rechts.	Die	bis	auf	wenige	Berufliche	Schulen	 in	Hessen	 und	 Schleswig‐Holstein	 fehlende	 Rechtsfähigkeit	 folgt	dabei	 aus	 der	 Tatsache,	 dass	 sie	 ein	 unselbstständiger	 Teil	 des	jeweiligen	Schulträgers	ist,	wobei	die	Schulträgerfunktion	Teil	des	nach	 Art.	ʹͺ	 Abs.	ʹ	 GG	 garantierten	 kommunalen	 Selbstverwal‐tungsrechts	 ist.	Mit	 anderen	Worten,	 sie	 ist	 eine	Einrichtung	der	öffentlichen	Verwaltung	und	damit	eine	Behörde	im	Sinne	von	§	ͳ	Abs.	Ͷ	VwVfG.	Diese	ist	dadurch	gekennzeichnet,	dass	sie	
― einen	eigenen	Leiter,	den	Schulleiter,	
― einen	eigenen	Namen,	den	Schulnamen,	
― einen	 eigenen	 Wirkungs‐	 und	 Aufgabenkreis,	 die	 Beschulung	ihrer	Schüler,	
― ein	eigenes	Siegel	und	
― ggf.	einen	eigenen	Haushalt	besitzt.	Hieraus	folgt	generell,	dass	die	Schule	wie	 jede	Behörde	ihr	Han‐deln	 an	 rechtsstaatlichen	 Grundsätzen	 auszurichten	 hat.	 Das	 be‐deutet	speziell	 für	das	Hauptsubjekt	 ihres	Handelns,	den	Schüler,	dass	 der	 Umgang	mit	 dessen	 Rechtspositionen	mit	 rechtsstaatli‐chen	Maßstäben	gemessen	werden	muss.			
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